
A) Abgrenzung Erkun-
digung – Vernehmung

Was ist eine Erkundi-
gung? Der Gesetzgeber de-
finiert sie als das Verlangen
von Auskunft und das Ent-
gegennehmen einer Mittei-
lung von einer Person. 

Erkundigungen dienen
der Aufklärung einer
Straftat und der Vorberei-
tung einer Beweisaufnahme.
Sie sind an keinerlei Form-
vorschriften gebunden und
werden in einem Amtsver-
merk dokumentiert. Die
Auskunft erfolgt freiwillig,
daher ist die Anwendung
von Zwang nicht möglich.  

Die Kriminalpolizei hat
bei Erkundigungen auf ihre
amtliche Stellung hinzuwei-
sen, wenn diese nicht aus
den Umständen offensicht-
lich ist. Von dieser Offenle-
gungspflicht gibt es selbst-
verständlich dort Ausnah-
men, wo es in der Natur der
Sache liegt, dass die Krimi-
nalpolizei vorerst unbe-
merkt bleibt, wie z. B. bei
einer verdeckten Ermittlung.

Was ist eine Verneh-
mung? Man versteht darun-
ter das Befragen von Perso-
nen nach förmlicher Infor-
mation über ihre Stellung
und ihre Rechte im Verfah-
ren. Vernehmungen dienen
der Aufklärung einer
Straftat und der Beweisauf-
nahme. Die Vernehmung ei-
ner Person unterliegt zahl-
reichen Formvorschriften.
Angefangen bei der Infor-
mationspflicht, auf Grund
der die zu vernehmende
Person über ihre wesentli-
chen Rechte im Verfahren
belehrt werden muss (§§ 50

und 70), bis hin zur Mög-
lichkeit, das Erscheinen ei-
nes Ausgebliebenen zu er-
zwingen. Gerade in diesem
Bereich gibt es zahlreiche
Neuerungen, die unter
Punkt B) näher beleuchtet
werden. Die Dokumentation
des Ergebnisses einer Ver-
nehmung erfolgt in einem
Protokoll.

Gibt es eine gesetzliche
Pflicht zur Vernehmung? In
Anbetracht der Formvor-
schriften für Vernehmungen
könnte vielleicht der eine
oder andere dazu neigen, die
polizeiliche Ermittlungsar-
beit auf Erkundigungen zu
fokussieren, mit denen sich
die Wahrheit vermutlich ra-
scher und unbürokratischer
erforschen ließe. Diesen
pragmatischen Überlegun-
gen sind zwei Argumente
entgegenzuhalten: Erkundi-
gungen dienen ex lege der
Vorbereitung einer Beweis-
aufnahme. Darüber hinaus
normiert § 152 Abs. 1  ein
Beweisverwertungsverbot.
Die Bestimmungen über die
Vernehmung des Beschul-
digten und von Zeugen dür-
fen durch Erkundigungen
bei sonstiger Nichtigkeit
nicht umgangen werden.

B) Ladung von 
Personen

Eine Person, die vernom-
men werden soll, ist in der
Regel schriftlich vorzula-
den. Die Ladung muss den
Gegenstand des Verfahrens
und der Vernehmung sowie
den Ort, den Tag und die
Stunde ihres Beginns ent-
halten. Der Beschuldigte
und das Opfer sind darin

über ihre wesentlichen
Rechte (§§ 50 und 70) zu
informieren, soweit dies
nicht bereits zuvor gesche-
hen ist. Jedermann ist ver-
pflichtet, eine solche La-
dung zu befolgen und kann
im Fall seines ungerechtfer-
tigten Ausbleibens vorge-
führt werden, wenn dies in
der Ladung ausdrücklich an-
gedroht wurde.

Soweit der Gesetzestext,
der sowohl eine „einfache
Ladung“ als auch eine „La-
dung, unter Androhung von
Zwangsmitteln“ zulässt. In-
haltlich hat die so genannte
einfache Ladung hinsicht-
lich der Informationsver-
pflichtungen den gleichen
Formerfordernissen wie die
Ladung unter Androhung
von Zwangsmitteln zu ent-
sprechen. Der Unterschied
liegt in der Zustellung und
in der Inaussichtstellung der
zwangsweisen Vorführung
für den Fall des ungerecht-
fertigten Fernbleibens. 

Bleibt eine Person, die
mit einer einfachen Ladung
zur Vernehmung geladen
wurde, der Vernehmung
fern, können zunächst daran
keine Konsequenzen ge-
knüpft werden, außer dass
der Ausgebliebene neuerlich
geladen werden muss. Für
den Fall eines neuerlichen
Ladungsversuchs wird sich
die Staatsanwaltschaft oder
die Kriminalpolizei dann
dafür entscheiden, dass sie
dem Vorzuladenden die
zwangsweise Vorführung in
Aussicht stellt, falls er sei-
ner Vernehmung ungerecht-
fertigt fernbleibt. Diese La-
dung muss gemäß § 83 Abs.
3 zu eigenen Handen zuge-
stellt werden. Diese Form

der Ladung birgt nach An-
sicht der Autoren Tücken in
sich: Der Gesetzgeber unter-
scheidet nicht zwischen
Behörden- und Organbefug-
nis. Liest man § 153 Abs. 2
in Zusammenschau mit § 18
Abs. 2, könnte man zu dem
Ergebnis kommen, dass
grundsätzlich auch jedes Or-
gan der Kriminalpolizei die
Befugnis haben muss, Per-
sonen auf diese Weise vor-
zuladen. Was dabei überse-
hen wird, ist die Tatsache,
dass die §§ 82 und 83 auf
das Zustellgesetz verweisen
(vgl. § 82 Abs. 1: „Soweit
in diesem Gesetz nichts an-
deres bestimmt wird, gelten
für Zustellungen das Zu-
stellgesetz …“). 

Das Zustellgesetz stellt
in seinem § 1 aber eindeutig
auf Gerichte und Verwal-
tungsbehörden ab. Wenn
auch § 18 StPO davon
spricht, dass Aufgaben und
Befugnisse sowohl den Si-
cherheitsbehörden als auch
den Organen des öffentli-
chen Sicherheitsdienstes (al-
so auch den Organen des
Wachkörpers Bundespoli-
zei) zukommen, so kann das
trotzdem nicht dazu führen,
dass ein Organ des öffentli-
chen Sicherheitsdienstes ei-
ne Befugnis ausübt, die ex
lege der Behörde (in diesem
Fall der Sicherheitsbehörde)
vorbehalten ist. 

Das bedeutet im Ergeb-
nis, dass die Ladung unter
Androhung von Zwangsmit-
teln entweder von der
Staatsanwaltschaft oder von
der Sicherheitsbehörde an-
geordnet werden muss, so-
fern eine rechtswirksame
Zustellung unter Anwen-
dung der Bestimmungen des
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Zustellgesetzes (insbesonde-
re Zustellung durch Hinter-
legung) zustande kommen
soll. Bleibt nun ein solcher-
art förmlich korrekt Gela-
dener seiner Vernehmung
ungerechtfertigt fern, wird
die Behörde die zwangswei-
se Vorführung des Ausge-
bliebenen anzuordnen ha-
ben. Die StPO verschweigt
sich in Bezug auf die hierbei
zu beachtenden weiteren
Förmlichkeiten, doch ist da-
von auszugehen, dass die
Behörde einen schriftlichen
Vorführungsbefehl ausstel-
len wird.

Selbstverständlich wird
es neben dieser förmlichen
Ladung nach wie vor auch
möglich sein, Personen
mündlich oder fernmündlich
in die Dienststelle zu laden,
sofern die Betroffenen mit
der Vorgangsweise einver-
standen sind und zeitgerecht
über ihre wesentlichen
Rechte informiert werden.

Insbesondere bei Haftsa-
chen ist es aufgrund der
Dringlichkeit (zum beson-
deren Beschleunigungsge-
bot in Haftsachen siehe
auch § 9) de facto unmög-
lich, Personen rechtzeitig
schriftlich vorzuladen. Fest-
genommene sind aufgrund
der speziellen Regelung des
§ 172 Abs 2 unverzüglich
zur Sache, zum Haftgrund
und zum Tatverdacht zu
vernehmen.     

Vorführung des Beschul-
digten zur sofortigen Ver-
nehmung. Diese Befugnis
ist neu und eröffnet die
Möglichkeit, Beschuldigte
sofort zu vernehmen.
Grundvoraussetzung für die
Ausübung dieser Befugnis
ist das Vorliegen von
Flucht- oder Verdunke-
lungsgefahr. Die Staatsan-
waltschaft (und in bestimm-
ten Ausnahmefällen das Ge-
richt, falls es für Beweisauf-

nahmen des Gerichts erfor-
derlich ist) kann die Vor-
führung des Beschuldigten
zur sofortigen Vernehmung
anordnen. Bei Gefahr im
Verzug oder wenn der Be-
schuldigte auf frischer Tat
oder mit Gegenständen be-
treten wird, die auf eine Tat-
begehung schließen lassen,
kann die Kriminalpolizei
den Beschuldigten von sich
aus vorführen; wie bereits
erwähnt, immer unter der
Prämisse, dass Flucht- oder
Verdunkelungsgefahr vor-
liegt. Im Unterschied zur
Vorführung nach erfolgter
schriftlicher Androhung ist
diese Befugnis eine typische
faktische Amtshandlung
und daher eine klassische
Organbefugnis.

C) Vernehmung 
von Zeugen

Im Sinne dieses Gesetzes
ist Zeuge eine vom Beschul-

digten verschiedene Person,
die zur Aufklärung der
Straftat wesentliche oder
sonst den Gegenstand des
Verfahrens betreffende Tat-
sachen mittelbar oder un-
mittelbar wahrgenommen
haben könnte und darüber
im Verfahren aussagen soll.
Durch diese Definition ist
auch klargestellt, dass eine
Person im gleichen Verfah-
ren nicht zugleich Zeuge
und Beschuldigter sein
kann.

Pflichten und Rechte des
Zeugen. Zeugen sind ver-
pflichtet, richtig und voll-
ständig auszusagen.

Auf Verlangen des Zeu-
gen ist eine Person seines
Vertrauens der Vernehmung
beizuziehen. Über dieses
Recht ist der Zeuge in der
Ladung zu informieren. Bei
Unmündigen und psychisch
kranken oder geistig behin-
derten Personen ist jeden-
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Neue Befugnis: Ein Beschuldigter kann zur sofortigen Vernehmung vorgeführt werden.



falls eine Person ihres Ver-
trauens beizuziehen. Als
Vertrauensperson kann aus-
geschlossen werden, wer
der Mitwirkung an der
Straftat verdächtig ist, wer
selbst als Zeuge vernommen
wurde oder werden soll und
wer sonst am Verfahren be-
teiligt ist. Auch wenn zu be-
fürchten ist, dass seine An-
wesenheit den Zeugen an ei-
ner freien und vollständigen
Aussage beeinflussen könn-
te, ist der Ausschluss der
Vertrauensperson zulässig.
Vertrauenspersonen sind zur
Verschwiegenheit über ihre
Wahrnehmungen im Zuge
der Vernehmung verpflich-
tet (§ 301 Abs 2 StGB). 

Ablauf der Zeugenverneh-
mung. Aus berücksichti-
gungswürdigen Umständen
kann die Vernehmung des
Zeugen auch außerhalb der
Dienststelle, nämlich in sei-
ner Wohnung oder an einem
anderen Ort (z. B. Kranken-
haus) durchgeführt werden.

In der Regel ist jeder
Zeuge einzeln und in Abwe-
senheit der Verfahrensbetei-
ligten und anderer Zeugen
zu vernehmen. Der Zeuge
ist vor Beginn der Verneh-
mung zu ermahnen, richtig,
vollständig und derart aus-
zusagen, dass er seine Aus-
sage erforderlichenfalls vor
Gericht beeiden könne. So-
dann ist er über seine Person
und über sein Verhältnis
zum Beschuldigten zu be-
fragen. Im Falle der Anwe-
senheit anderer Personen ist
darauf zu achten, dass die
persönlichen Verhältnisse
des Zeugen möglichst nicht
öffentlich bekannt werden.
Danach ist der Zeuge um ei-
ne zusammenhängende Dar-
stellung seiner Wahrneh-
mungen zu ersuchen. Sofern
dies erforderlich ist, sind
dann allfällige Unklarheiten
oder Widersprüche aufzu-
klären.

Werden dem Zeugen
ausnahmsweise Umstände
vorgehalten, die erst durch

seine Antwort festgestellt
werden sollen, sind diese
und die darauf gegebenen
Antworten wörtlich zu pro-
tokollieren. Fragen nach all-
fälligen strafgerichtlichen
Verfahren gegen den Zeu-
gen und nach deren Aus-
gang sowie Fragen nach
Umständen aus dem höchst-
persönlichen Lebensbereich
des Zeugen dürfen nicht ge-
stellt werden, es sei denn,
dass dies nach den besonde-
ren Umständen des Falles
unerlässlich ist.

Anonyme Aussage. Ist auf
Grund bestimmter Tatsa-
chen zu befürchten, dass der
Zeuge sich oder einen Drit-
ten durch die Bekanntgabe
des Namens und anderer
Angaben zur Person oder
durch Beantwortung von
Fragen, die Rückschlüsse
darauf zulassen, einer erns-
ten Gefahr für Leben, Ge-
sundheit, körperliche Un-
versehrtheit oder Freiheit
aussetzen würde, so kann
ihm gestattet werden, solche
Fragen nicht zu beantwor-
ten. 

In diesem Fall ist es vor
Gericht auch zulässig, dass
der Zeuge seine äußere Er-
scheinung derart verändert,
dass er nicht wiedererkannt

werden kann. Es ist ihm je-
doch nicht gestattet, sein
Gesicht derart zu verhüllen,
dass sein Mienenspiel nicht
soweit wahrgenommen wer-
den kann, als dies für die
Beurteilung der Glaubwür-
digkeit seiner Aussage uner-
lässlich ist. Diese Art der
Vernehmung wurde erst-
mals in Verhandlungen von
Strafsachen der „Operation
Spring“ (Suchtgifthandel)
angewendet.

Gegenüberstellung. Das
Gesetz unterscheidet zwi-
schen einer Wahlkonfronta-
tion, die mit Personen,
Lichtbildern oder Stimm-
proben vorgenommen wer-
den kann, und zwischen der
Konfrontation einzelner
Verfahrensbeteiligter. Nicht
geregelt ist die spontane
„Gegenüberstellung“ eines
möglichen Täters; beispiels-
weise wenn eine Person mit
einer auf sie zutreffenden
Täterbeschreibung im Zuge
der Sofortfahndung einem
Zeugen gegenübergestellt
wird. Eine solche Vorgangs-
weise mit der entsprechen-
den Fragestellung an das
Opfer („Ist er das?“) könnte
eine spätere Wahlkonfronta-
tion vorweg nehmen und
Gefahr laufen, einen Zeugen

dadurch zu beeinflussen. 
Einem Zeugen können

mehrere Personen gegenü-
bergestellt werden, unter de-
nen sich eine befindet, die
verdächtig ist. Diese Wahl-
konfrontation kann offen
oder verdeckt erfolgen, der
Zeuge ist z. B. durch einen
venezianischen Spiegel
nicht sichtbar. Vor der
Wahlkonfrontation ist der
Zeuge aufzufordern, die zur
Unterscheidung erforderli-
chen Kennzeichen des Be-
schuldigten anzugeben. Die
gegenübergestellten Perso-
nen sollen dieser Beschrei-
bung möglichst ähnlich
sein. 

Bei der Gegenüberstel-
lung ist der Zeuge zu befra-
gen, ob und auf Grund wel-
cher Umstände er eine Per-
son erkenne. Dieser Vor-
gang ist zu protokollieren
und kann durch geeignete
bildgebende Verfahren un-
terstützt werden. Diese Vor-
gangsweise ist bei der Ein-
sicht in Lichtbilder und der
Anhörung von Stimmpro-
ben ebenfalls einzuhalten.
Auch wenn der Zeuge Ge-
genstände wiedererkennen
soll, die als Beweismittel
von Bedeutung sind, ist er
zunächst aufzufordern, die-
sen Gegenstand und gegebe-
nenfalls seine Unterschei-
dungsmerkmale zu be-
schreiben.

Eine bloße Konfrontation
des Beschuldigten oder ei-
nes Zeugen mit anderen
Zeugen oder Beschuldigten
ist zulässig, wenn die jewei-
ligen Aussagen in erhebli-
chen Umständen von einan-
der abweichen und anzuneh-
men ist, dass die Aufklärung
der Widersprüche dadurch
gefördert werden kann. 

Die einander gegenüber-
gestellten Personen sind
über jeden einzelnen Um-
stand ihrer voneinander ab-
weichenden oder einander
widersprechenden Aussagen
besonders zu vernehmen.
Sämtliche Antworten sind
zu protokollieren.

120 ÖFFENTLICHE SICHERHEIT 1-2/08

FO
T

O
: F

E
R

D
IN

A
N

D
G

E
R

M
A

D
N

IK

S E R I E :  S T P O - R E F O R M  ( 8 )

Ladung: Eine Person, die vernommen werden soll, ist in der
Regel schriftlich vorzuladen. 
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Kontradiktorische Ver-
nehmung. Eine kontradikto-
rische Vernehmung sowie
die Ton- oder Bildaufnahme
einer solchen Vernehmung
des Beschuldigten oder ei-
nes Zeugen ist zulässig,
wenn zu besorgen ist, dass
die Vernehmung in einer
Hauptverhandlung aus
tatsächlichen oder rechtli-
chen Gründen nicht möglich
sein werde. Die kontradikto-
rische Vernehmung hat aus-
schließlich das Gericht auf
Antrag der Staatsanwalt-
schaft durchzuführen (§
104). Das Gericht hat der
Staatsanwaltschaft, dem Be-
schuldigten, dem Opfer,
dem Privatbeteiligten und
deren Vertretern Gelegen-
heit zu geben, sich an der
Vernehmung zu beteiligen
und Fragen zu stellen.

Bei der Vernehmung ei-
nes Zeugen besteht die
Möglichkeit, die Beteili-
gung derart zu beschränken,
dass die Beteiligten des
Verfahrens und ihre Vertre-
ter die Vernehmung unter
Verwendung technischer
Einrichtungen zur Wort-
und Bildübertragung mit-
verfolgen und ihr Fragerecht
ausüben können, ohne bei
der Befragung anwesend zu

sein. Das Gesetz nennt eine
solche Befragung schonen-
de Vernehmung (vgl. §§ 70
Abs 2 Z 3, 165 Abs 3). Ins-
besondere wenn der Zeuge
das vierzehnte Lebensjahr
noch nicht vollendet hat,
kann in diesem Fall ein
Sachverständiger mit der
Befragung beauftragt wer-
den. In jedem Fall ist aber
dafür Sorge zu tragen, dass
eine Begegnung des Zeugen
mit dem Beschuldigten und
anderen Verfahrensbeteilig-
ten möglichst unterbleibt.

Einen Zeugen, der das
vierzehnte Lebensjahr noch
nicht vollendet hat und
durch die dem Beschuldig-
ten zur Last gelegte Straftat
in seiner Geschlechtssphäre
verletzt worden sein könnte,
hat das Gericht in jedem
Fall auf die zuvor beschrie-
bene Art und Weise zu ver-
nehmen; bei Angehörigen
des Beschuldigten, voll-
jährigen Sexualopfern und
unmündigen Opfern, die
durch eine Straftat verletzt
worden sein könnten, dann,
wenn das Opfer oder die
Staatsanwaltschaft dies be-
antragen. Außer diesen Fäl-
len ist eine solche Vor-
gangsweise mit Rücksicht
auf das geringe Alter oder

den seelischen oder gesund-
heitlichen Zustand eines
Opfers, oder im Interesse
der Wahrheitsfindung auf
Antrag der Staatsanwalt-
schaft oder von Amts wegen
vorzunehmen.

Vor der Vernehmung hat
das Gericht (bzw. der  Sach-
verständige) den Zeugen
überdies darüber zu infor-
mieren, dass das Protokoll
in der Hauptverhandlung
verlesen und Ton- oder
Bildaufnahmen der Verneh-
mung vorgeführt werden
können, auch wenn er im
weiteren Verfahren die Aus-
sage verweigern sollte. Die
Informationen und darüber
abgegebene Erklärungen
sind zu protokollieren.

Verbot der Vernehmung
als Zeuge. Das Verneh-
mungsverbot gemäß § 155
ist absolut, d. h. die ge-
schützten Personen können
nicht über ihre Aussage dis-
ponieren. Jede unzulässige
Vernehmung hat die Nich-
tigkeit der gesamten Aussa-
ge dieser Person zur Folge. 

So dürfen Geistliche über
das, was ihnen in der Beich-
te oder sonst unter dem Sie-
gel geistlicher Amtsver-
schwiegenheit anvertraut

wurde, nicht befragt wer-
den. Selbst dann nicht,
wenn der Geistliche von
sich aus zu einer Aussage
darüber bereit wäre. 

Besonderen Schutz ge-
nießt auch das Amtsgeheim-
nis. Beamte (§ 74 Abs. 1 Z
4 bis 4 c StGB) dürfen nur
dann über Umstände, die
der Amtsverschwiegenheit
unterliegen, vernommen
werden, wenn sie von ihre
Dienstbehörde von der Ver-
schwiegenheitspflicht ent-
bunden wurden. Hier ent-
scheidet einerseits die
Dienstbehörde des Beamten,
wieweit die Amtsverschwie-
genheit reichen soll, ande-
rerseits besteht die Ver-
pflichtung zur Verschwie-
genheit jedenfalls nicht, als
der Beamte über dienstliche
Wahrnehmungen zu berich-
ten hat, die den Gegenstand
des Verfahrens bilden oder
eine Anzeigepflicht (§ 78)
besteht. Ähnlich wie die
Amtsverschwiegenheit ist
die Pflicht zur Verschwie-
genheit von Mitgliedern be-
stimmter (parlamentari-
scher) Ausschüsse (nach Art
53 B-VG und nach Art  52 a
B-VG) gestaltet. Auch bei
der Sitzung anwesende Per-
sonen können gemäß § 310
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Vernehmung von 
Jugendlichen und

jungen Erwachsenen
als Beschuldigte 

Im Zuge der Begleitge-
setzgebung zur Strafpro-
zessreform wird auch das
Jugendgerichtsgesetz novel-
liert. So werden unter ande-
rem die Bestimmungen über
die Vernehmung eines Ju-
gendlichen oder jungen Er-
wachsenen geändert.

Der gesetzliche Vertreter
eines jugendlichen Beschul-
digten hat, soweit der Be-
schuldigte ein Recht darauf

hat, gehört zu werden oder
bei Ermittlungen oder Be-
weisaufnahmen anwesend
zu sein, das Recht, an allen
Beweisaufnahmen – somit
auch bei Vernehmungen –
anwesend zu sein. 

Personen, die das 21. Le-
bensjahr noch nicht vollen-
det haben (Jugendliche und
junge Erwachsene), die
nicht durch einen Verteidi-
ger vertreten sind, können
verlangen, dass eine Ver-
trauensperson während ihrer
Vernehmung anwesend ist.
Als Vertrauensperson eines
Jugendlichen kommen vor
allem ihr gesetzlicher Ver-
treter, ein Erziehungsbe-

rechtigter, ein Angehöriger,
ein Lehrer, ein Erzieher
oder ein Vertreter des Ju-
gendwohlfahrtsträgers, der
Jugendgerichtshilfe oder der
Bewährungshilfe in Be-
tracht. Als Vertrauensperson
kann ausgeschlossen wer-
den, wer der Mitwirkung an
der strafbaren Handlung
verdächtig oder am Verfah-
ren beteiligt ist. 

Mit dem Beginn der Ver-
nehmung ist grundsätzlich
bis zum Eintreffen des Ver-
teidigers oder der Vertrau-
ensperson zuzuwarten. Da-
von ausgenommen sind
Haftsachen, in denen die so-

fortige Vernehmung not-
wendig ist, um die Dauer
der weiteren Anhaltung
nicht unangemessen zu ver-
längern, oder das Ergebnis
der Vernehmung für drin-
gend durchzuführende wei-
tere Erhebungen zur
Klärung des Tatverdachts
benötigt wird. 

Verlangt ein Jugendli-
cher oder junger Erwachse-
ner die Beiziehung eines
Verteidigers darf auch dann
nicht davon abgesehen wer-
den, wenn dies erforderlich
erscheint, um eine Gefahr
für die Ermittlungen oder
eine Beeinträchtigung von
Beweismitteln abzuwenden.

J U G E N D G E R I C H T S G E S E T Z



Abs. 2 StGB zur Verschwie-
genheit verpflichtet werden
und unterliegen dann dem
Vernehmungsverbot hin-
sichtlich ihrer Wahrneh-
mungen in dieser Sitzung. 

Unzulässig ist auch die
Vernehmung von Personen,
die wegen einer psychischen
Krankheit, wegen einer
geistigen Behinderung oder
aus einem anderen Grund
(z. B. Trunkenheit) unfähig
sind, die Wahrheit anzuge-
ben. 

Aussagebefreiung von
Zeugen. Über ihre Befreiung
von der Aussagepflicht sind
Zeugen vor Beginn ihrer
Vernehmung zu informie-
ren. Werden Anhaltspunkte
für ein solches Recht erst
während der Vernehmung
bekannt, so ist die Informa-
tion zu diesem Zeitpunkt
vorzunehmen. Ein Zeuge,
der selbst einen Befreiungs-

grund in Anspruch nehmen
will, hat diesen, soweit er
nicht offenkundig ist, glaub-
haft zu machen. Darüber ab-
gegebene Erklärungen sind
zu protokollieren. 

Personen, die im Verfah-
ren gegen einen Angehöri-
gen aussagen sollen (§ 72
StGB), sind von der Pflicht
zur Aussage befreit. Auch
wenn eine Ehe nicht mehr
besteht, bleibt die durch die
Ehe begründete Eigenschaft
einer Person als Angehöri-
ger für die Beurteilung der
Berechtigung zur Aussage-
verweigerung aufrecht. Er-
wachsene, die als Privatbe-
teiligte am Verfahren mit-
wirken, sind allerdings nicht
von der Aussage gegen
ihren Angehörigen befreit.

Hat ein Zeuge auf seine
Befreiung von der Aussage-
pflicht im Hinblick auf ein
Strafverfahren gegen einen
Angehörigen nicht aus-

drücklich verzichtet, so ist
seine gesamte Aussage
nichtig. Besteht die Befrei-
ung von der Aussage im
Verfahren gegen mehrere
Beschuldigte nur gegenüber
einem von ihnen, so ist der
Zeuge hinsichtlich der ande-
ren nur dann befreit, wenn
eine Trennung der Aussagen
nicht möglich ist. Gleiches
gilt, wenn sich der Befrei-
ungsgrund nur auf einen
von mehreren Sachverhalten
bezieht.

Von der Pflicht zur Aus-
sage befreit sind auch Per-
sonen, die durch die dem
Beschuldigten zur Last ge-
legte Straftat verletzt wor-
den sein könnten und zur
Zeit ihrer Vernehmung das
vierzehnte Lebensjahr noch
nicht vollendet haben oder
in ihrer Geschlechtssphäre
verletzt worden sein könn-
ten, wenn die Parteien be-
reits Gelegenheit hatten,

sich an einer kontradiktori-
schen Einvernahme zu be-
teiligen. Diese Bestimmung
soll dazu beitragen, dass un-
mündige Opfer von Gewalt
und Sexualopfer möglichst
nur einmal vernommen wer-
den und das Opfer durch
vermeidbare Verfahrens-
handlungen nicht weiter
traumatisiert wird. Wird ein
solcher Zeuge trotzdem oh-
ne Belehrung über seine Be-
freiung von der Aussage-
pflicht vernommen, sieht
das Gesetz allerdings kein
Verwertungsverbot der Aus-
sage vor. Was im Übrigen
der Intention der Bestim-
mung (Schonung des Op-
fers) völlig zuwider laufen
würde (das Opfer musste
zweimal aussagen und dann
soll seine Aussage nichtig
sein). 

Aussageverweigerung
von Zeugen. Über das Recht
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Über das, was ihnen in der Beichte oder sonst unter dem Siegel geistlicher Amtsverschwiegenheit anvertraut wurde, dürfen
Geistliche nicht befragt werden; selbst dann nicht, wenn der Geistliche von sich aus zu einer Aussage darüber bereit wäre. 



auf Verweigerung der Aus-
sage sind Zeugen (spätes-
tens) vor Beginn ihrer Ver-
nehmung zu informieren.
Werden Anhaltspunkte für
ein solches Recht erst
während der Vernehmung
bekannt, so ist die Informa-
tion zu diesem Zeitpunkt
vorzunehmen. Ein Zeuge,
der einen Verweigerungs-
grund in Anspruch nehmen
will, hat diesen, soweit er
nicht offenkundig ist, glaub-
haft zu machen. Darüber ab-
gegebene Erklärungen sind
zu protokollieren.

Zur Verweigerung der
Aussage sind Personen be-
rechtigt, die sich oder einen
Angehörigen dadurch der
Gefahr strafrechtlicher Ver-
folgung aussetzen oder im
Zusammenhang mit einem
gegen sie geführten Straf-
verfahren der Gefahr ausset-
zen würden, sich über ihre
bisherige Aussage hinaus
selbst zu belasten. Wird ein
solcher Zeuge trotzdem oh-
ne Belehrung über sein
Recht zur Aussageverwei-
gerung vernommen, sieht
das Gesetz allerdings kein
Verwertungsverbot der Aus-
sage vor.

Verteidiger, Rechtsan-
wälte, Patentanwälte, Nota-
re und Wirtschaftstreuhän-
der, Fachärzte für Psychia-
trie, Psychotherapeuten,
Psychologen, Bewährungs-
helfer, eingetragene Media-
toren nach dem Zivilrechts-
Mediations-Gesetz, BGBl. I
Nr. 29/2003, und Mitarbei-
ter anerkannter Einrichtun-
gen zur psychosozialen Be-
ratung und Betreuung sind
über das, was ihnen in die-
ser Eigenschaft bekannt ge-
worden ist, zur Verweige-
rung der Aussage berech-
tigt.

In diesem Sinn sind Me-
dieninhaber (Herausgeber),
Medienmitarbeiter und Ar-
beitnehmer eines Medienun-
ternehmens oder Medien-
dienstes über Fragen, wel-
che die Person des Verfas-
sers, Einsenders oder Ge-

währsmannes von Beiträgen
und Unterlagen betreffen
oder die sich auf Mitteilun-
gen beziehen, die ihnen im
Hinblick auf ihre Tätigkeit
gemacht wurden, berechtigt,
die Aussage zu verweigern.

Wahlberechtigte haben
ein Recht auf Aussagever-
weigerung darüber, wie sie
ein gesetzlich für geheim er-
klärtes Wahl- oder Stimm-
recht ausgeübt haben.

Wurde ein Wahlberech-
tigter, ein Medieninhaber
oder Angehöriger der zuvor
genannten Berufsgruppen
über sein Recht auf Verwei-
gerung der Aussage nicht
rechtzeitig informiert, so ist
jener Teil seiner Aussage
nichtig, auf den sich das
Verweigerungsrecht be-
zieht. Das aufgenommene
Protokoll ist insoweit zu
vernichten. Das Recht die-
ser Personen, die Aussage
zu verweigern, darf bei
sonstiger Nichtigkeit nicht
umgangen werden. Es dür-
fen weder Unterlagen oder
auf Datenträgern gespei-
cherte Informationen sicher-
gestellt oder beschlagnahmt,
noch Hilfskräfte oder Perso-
nen, die zur Ausbildung an
den genannten berufsmäßi-
gen Tätigkeiten teilnehmen,
vernommen werden.

Recht des Zeugen auf
Verweigerung einzelner Fra-
gen. Über das Recht auf
Verweigerung eines Teils
der Aussage sind Zeugen
vor Beginn ihrer Verneh-
mung zu informieren. Wer-
den Anhaltspunkte für ein
solches Recht erst während
der Vernehmung bekannt,
so ist die Information ab
diesem Zeitpunkt vorzuneh-
men. Ein Zeuge, der einen
Verweigerungsgrund in An-
spruch nehmen will, hat die-
sen, soweit er nicht offen-
kundig ist, glaubhaft zu ma-
chen. Darüber abgegebene
Erklärungen sind zu proto-
kollieren. 

Personen können die Be-
antwortung einzelner Fra-
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gen verweigern, soweit sie
ansonsten sich oder einen
Angehörigen der Schande
oder der Gefahr eines un-
mittelbaren und bedeuten-
den vermögensrechtlichen
Nachteils aussetzen würden.

Ebenso Personen, die
durch die dem Beschuldig-
ten zur Last gelegte Straftat
in ihrer Geschlechtssphäre
verletzt wurden oder ver-
letzt worden sein könnten,
soweit sie Einzelheiten der
Tat zu offenbaren hätten,
deren Schilderung sie für
unzumutbar halten.

Die Beantwortung ein-
zelner Fragen über Umstän-
de aus dem höchstpersönli-
chen Lebensbereich oder
dem höchstpersönlichen Le-
bensbereich einer anderen
Person kann verweigert
werden.

Trotz Verweigerung der
Beantwortung dieser Einzel-
fragen können Personen zur
Aussage verpflichtet wer-
den, wenn dies wegen der
besonderen Bedeutung ihrer
Aussage für den Gegenstand
des Verfahrens unerlässlich
ist. 

D) Vernehmung von 
Beschuldigten

Beschuldigter ist jede
Person, die auf Grund be-
stimmter Tatsachen konkret
verdächtig ist, eine strafbare
Handlung begangen zu ha-
ben, sobald gegen sie wegen
dieses Verdachts ermittelt
oder Zwang ausgeübt wird.
Es ist daher Aufgabe der
Kriminalpolizei, im Zuge
ihrer Ermittlungen mög-
lichst bald festzustellen,
welche verfahrensrechtliche
Position einzelnen Personen
zukommt. Bis zu diesem
Zeitpunkt können Informa-
tionen zulässigerweise
durch Erkundigung gewon-
nen werden. Ist es klar, dass
aufgrund der Verdachtslage
eine bestimmte Person als
Beschuldigter zu vernehmen
ist, ist zu beachten, dass
weitere formlose Befragun-

gen, mit denen eine förmli-
che Vernehmung umgangen
wird, mit Nichtigkeit be-
droht sind (siehe § 152 Abs.
1).

Vorbereitung der Verneh-
mung. Dem Beschuldigten
ist spätestens vor Beginn
der Vernehmung mitzutei-
len, dass er berechtigt ist,
sich zuvor mit einem Ver-
teidiger zu beraten und die-
sen zur Vernehmung beizu-
ziehen. Er ist darüber zu in-
formieren, welcher Tat er
verdächtig ist und dass es
ihm frei steht, sich zur Sa-
che zu äußern oder nicht
auszusagen. Der Beschul-
digte ist auch darauf auf-
merksam zu machen, dass
seine Aussage seiner Vertei-
digung dienen, aber auch als
Beweis gegen ihn Verwen-
dung finden kann.

Der Verteidiger bei der
Vernehmung. Wird der Be-
schuldigte von einem Ver-
teidiger begleitet, so darf
sich dieser an der Verneh-
mung selbst auf keine Wei-
se beteiligen. Während der
Vernehmung darf sich der
Beschuldigte nicht mit dem
Verteidiger über die Beant-
wortung einzelner Fragen
beraten. Nach Abschluss der
Vernehmung kann er aber
ergänzende Fragen an den
Beschuldigten richten. In
diesem Zusammenhang
wird darauf hingewiesen,
dass der Beschuldigte nur
einen Verteidiger, nicht aber
eine andere Vertrauensper-
son der Vernehmung beizie-
hen darf. 

Von der Beiziehung ei-
nes Verteidigers kann abge-
sehen werden, soweit dies
erforderlich erscheint, um
eine Gefahr für die Ermitt-
lungen oder eine Beein-
trächtigung von Beweismit-
teln abzuwenden. Wird dem
Wunsch des Beschuldigten
auf Beiziehung eines Vertei-
digers nicht entsprochen,
liegt ein Eingriff in ein sub-
jektives Recht des Beschul-
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digten vor, das dieser mit-
tels Einspruch (§ 106)
bekämpfen kann. Wird von
der Beiziehung eines Vertei-
digers abgesehen, ist nach
Möglichkeit eine Ton- oder
Bildaufnahme der Verneh-
mung anzufertigen. 

Ablauf der Vernehmung.
Der Beschuldigte ist
zunächst über seine persön-
lichen Verhältnisse zu be-
fragen. Dann ist ihm Gele-
genheit zu geben, sich in ei-
ner zusammenhängenden
Darstellung zu dem gegen
ihn erhobenen Tatvorwurf
zu äußern. Zu schwierigen

Fragen, die besondere Sach-
kunde voraussetzen oder ei-
ne Beurteilung durch einen
Sachverständigen erfordern,
ist ihm zu gestatten, sich
binnen angemessener Frist
ergänzend schriftlich zu
äußern. 

Es dürfen weder Ver-
sprechungen oder Vorspie-
gelungen noch Drohungen
oder Zwangsmittel ange-
wendet werden, um den Be-
schuldigten zu einem Ge-
ständnis oder zu anderen
Angaben zu bewegen. Die
Freiheit seiner Willensent-
schließung und seiner Wil-
lensbetätigung sowie sein

Erinnerungsvermögen und
seine Einsichtsfähigkeit dür-
fen durch keinerlei Maßnah-
men oder gar Eingriffe in
seine körperliche Integrität
beeinträchtigt werden. Dem
Beschuldigten gestellte Fra-
gen müssen deutlich und
klar verständlich und dürfen
nicht unbestimmt, mehrdeu-
tig oder verfänglich sein.
Fragen, mit denen ihm Um-
stände vorgehalten werden,
die erst durch seine Antwort
festgestellt werden sollen,
dürfen nur dann gestellt
werden, wenn dies zum
Verständnis des Zusammen-
hanges erforderlich ist; sol-

che Fragen und die darauf
gegebenen Antworten sind
wörtlich zu protokollieren.
Fragen, die eine vom Be-
schuldigten nicht zugestan-
dene Tatsache als bereits
zugestanden behandeln, sind
nicht zulässig.

Beweisverwertungsverbo-
te. Zum Nachteil eines Be-
schuldigten dürfen seine
Aussagen sowie jene von
Zeugen und Mitbeschuldig-
ten nicht als Beweis ver-
wendet werden, soweit un-
ter Folter zustande gekom-
men sind. Der Begriff der
Folter ist durch Art. 7 des
Internationalen Pakts über
bürgerliche und politische
Rechte, BGBl. Nr. 591/1978
und Art. 3 der Europäischen
Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und
Grundfreiheiten, BGBl. Nr.
210/1958, und Art. 1 Abs. 1
sowie 15 des Übereinkom-
mens gegen Folter und an-
dere grausame, unmenschli-
che oder erniedrigende Be-
handlung, BGBl. Nr.
492/1987, klar festgelegt.

Werden solche Aussagen
durch unerlaubte Einwir-
kung auf die Freiheit der
Willensentschließung oder
Willensbetätigung oder
durch unzulässige Verneh-
mungsmethoden erzielt, ist
nur dann Nichtigkeit der
Aussage vorgesehen, soweit
fundamentale Verfahrens-
grundsätze verletzt wurden
und der Ausschluss als Be-
weismittel zur Wiedergut-
machung dieser Verletzung
unerlässlich ist. 

Hier ist es der Beweis-
würdigung des Richters
überlassen, wie diese Be-
stimmung auszulegen ist.
Die Frage, was fundamenta-
le Verfahrensgrundsätze
sind, und in welchen Fällen
dann der Ausschluss als Be-
weismittel zur Wiedergut-
machung dieser Verletzung
unerlässlich ist, wird wohl
noch länger diskutiert wer-
den. Franz Eigner/ 

Walter Dillinger
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Polizeiliche Vernehmung: Es dürfen weder Versprechungen oder Vorspiegelungen noch 
Drohungen oder Zwangsmittel angewendet werden, um den Beschuldigten zu einem 
Geständnis oder zu anderen Angaben zu bewegen.

Das Ende des 
Art. V EGVG

Gemäß Art. IX des
Fremdenrechtsänderungs-
gesetzes (BGBl I Nr.
100/2005) ist Art. V Ein-
führungsgesetz zu den Ver-
waltungsverfahrensgesetzen
(EGVG) mit Ablauf des 31.
Dezember 2007 außer Kraft

getreten. Daher ist seit 1.
Jänner 2008 eine subsidiäre
Anwendung der Bestim-
mungen des Verwaltungs-
strafrechts und zahlreicher
Bestimmungen des AVG
(siehe § 24 VStG) für straf-
prozessuale Zwecke nicht
mehr möglich.

Der häufigste Anwen-
dungsbereich des Art. V
EGVG war sicherheits-

behördlicher Natur. Die La-
dung unter Androhung von
Zwang erfolgte mittels La-
dungsbescheid. 

Bei Nichtbeachten dieser
qualifizierten Ladung wur-
de ein verwaltungsbehördli-
cher Vorführungsbefehl
(Bescheid) erlassen, der
Rechtsgrundlage für die
Vorführung des Verdächti-
gen oder des Zeugen war.
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